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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

LÄNDLICHE RÄUME ALS 
INNOVATIONSRÄUME STÄRKEN! 

 Innovationen fördern 

 Klima schützen 

 Daseinsvorsorge sichern 

Ländliche Räume haben ein enor-

mes Potenzial für Wirtschaft und 

Gesellschaft, das auch in Zeiten 

des demografischen Wandels 

mehr als bisher aktiviert werden 

kann.  Mit Blick auf die drängenden 

Probleme des Klimawandels sind 

die ländlichen Räume zum Schutz 

unserer natürlichen Ressourcen 

von herausragender Bedeutung. 

Das zeigt sich beispielsweise beim 

Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien bei der dezentralen Energie-

wende. Darüber hinaus haben 

ländliche Räume eine Schlüssel-

rolle bei zahlreichen weiteren ge-

sellschaftlichen Reformprojekten 

wie die Mobilität oder die Arbeit 

der Zukunft. Wenn es uns hier ge-

lingt, die richtigen zu stellen, stär-

ken wir nicht nur die Gleichwertig-

keit der Lebensverhältnisse in un-

serem Land, sondern zugleich den 

Wirtschaftsstandort Deutschland. 

Der DStGB fordert daher, dass die 

Schlüsselrolle der ländlichen 

Räume durch eine stärkere finanzi-

elle, digitale und soziale Teilhabe  

hervorgehoben wird. 

 

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung 

lebt auf dem Land. Drei Fünftel des 

deutschen Bruttosozialprodukts wird 

in der Fläche erwirtschaftet, davon 

die Hälfte im ländlichen Raum. Länd-

liche Räume haben seit dem Jahr 

2000 ihr Bruttoinlandsprodukt um 

knapp 50 Prozent gesteigert. Ihr 

Wachstum war damit dynamischer 

als das der großen Städte. Die deut-

sche Wirtschaft ist nicht nur ausge-

prägt mittelständisch aufgestellt, son-

dern zeichnet sich auch durch ihre 

starke dezentrale Verankerung aus.  

 

Es gilt, noch mehr als bisher die Kom-

munen im ländlichen Raum und ihr 

Potenzial als Innovationsräume zu 

begreifen und zu stärken. So kann die 

Wertschöpfung in den ländlichen 

Räumen gehalten und sogar ausge-

baut werden. Denn die ländlichen 

Räume bestehen nicht nur aus der 

Landwirtschaft. Gerade einmal jeder 

zwanzigste Beruf in den ländlichen 

Räumen ist der Landwirtschaft zu zu-

ordnen. Rückgrat sind viel mehr 

kleine und mittelständische Unter-

nehmen (KMU). In ländlichen Räu-

men gibt es ebenfalls eine Vielzahl 

von „Hidden Champions“, die Welt-

markführer in ihrem Bereich sind. 

Rund 40 Prozent aller Arbeitsplätze in 

wissens- und innovationsintensiven 

Unternehmen befinden sich in der au-

ßerhalb der Metropolregionen und 

davon wiederum rund zwei Drittel in 

ländlichen Räumen.  

 

Die Politik in den Ländern kon-

zentriert sich immer noch zu sehr auf 

die Förderung von Ballungszentren. 

DER AUTOR 
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Hier ist ein Umsteuern zugunsten 

des ländlichen Raums erforderlich, 

um der Landflucht, insbesondere 

dem Fachkräftemangel wirksam zu 

begegnen. Ländliche Räume be-

dürfen deshalb weiterhin der regio-

nalpolitischen Unterstützung be-

sonders mit Blick auf attraktive Le-

bensbedingungen für Familien, Se-

nioren und junge Menschen, die als 

künftige Fachkräfte dringend ge-

braucht werden. Durch die Digitali-

sierung und die damit möglich wer-

dende Dezentralisierung von Pro-

duktionsstandorten bietet sich die 

Chance, weiteres Wachstum in der 

Fläche zu generieren. Die Woh-

nungsknappheit in den Städten und 

der damit einhergehende Anstieg 

der Mieten bzw. der Immobilien-

preise sind eine Chance für ländli-

che Räume als Wohn- und Arbeits-

orte, wenn die Rahmenbedingun-

gen stimmen. Dies gelingt durch 

eine attraktive verkehrliche Anbin-

dung wie den Ausbau der Bahn in 

der Fläche.   

 

Aber auch die Energiewende, die 

den ländlichen Raum zu einem 

nachhaltigen Produktionsstandort 

werden lässt, oder der anhaltende 

Trend zum Natur- und Kulturtouris-

mus stehen beispielhaft für wert-

schöpfungsstarke Wirtschaftssek-

toren. Insbesondere beim Ausbau 

der Erneuerbaren Energien muss 

sichergestellt werden, dass die da-

mit einhergehende Wertschöpfung 

in den ländlichen Räumen ver-

bleibt, etwa durch eine Grundsteuer 

Wind bzw. durch eine Beteiligung 

an der Wertschöpfung von Wind-

energieanlagen. Damit wird die Ak-

zeptanz gegenüber der notwendi-

gen Ausweisung von Flächen ge-

steigert. 

 Kommission  

Gleichwertige Lebensverhält-

nisse: Altschulden abbauen, In-

novationen fördern! 

 

Deutschland wird nur vorankom-

men, wenn wir ein gutes Zusam-

menspiel von städtischen und länd-

lichen Regionen organisieren. Da-

rum ist es wichtig, die Potenziale 

abseits der Ballungsräume zu er-

kennen und gezielt zu fördern. Die 

Handlungsempfehlungen der Kom-

mission Gleichwertige Lebensver-

hältnisse, die die Bundesregierung 

im Juli 2019 vorgestellt hat, müssen 

schnellstmöglich umgesetzt wer-

den. Wir haben in Deutschland 

beim Thema Gleichwertigkeit  kein 

Erkenntnis-, sondern ein Umset-

zungsdefizit. Bund, Länder und 

kommunale Spitzenverbände müs-

sen das weitere Vorgehen konkret 

ausgestalten. Es ist daher erforder-

lich, dass im Haushalt des Bundes 

wie der Länder entsprechende Mit-

tel zur Verfügung gestellt und Kom-

munen von etwaigen Eigenanteilen 

befreit werden. In dem Zusammen-

hang begrüßt der DStGB, dass die 

Altschuldenproblematik von rund 

2.000 Kommunen gelöst werden 

soll. Jedoch müssen größere An-

strengungen erfolgen in den Berei-

chen Glasfaserausbau sowie Mobi-

lität.  

 

Um ländliche Räume in ganz 

Deutschland als Innovationsräume 

zu stärken, muss das gesamtdeut-

sche Fördersystem für struktur-

schwache Regionen schnell kom-

men. Damit das Fördersystem ein 

Erfolg wird, müssen allerdings die 

erforderlichen Mittel schnell ange-

hoben werden. Die bisher bereitge-

stellten ca. 330 Millionen Euro für 

die wirtschaftsnahe kommunale Inf-

rastruktur sind nicht ausreichend, 

wenn die Behebung der Struktur-

schwäche auf das gesamte Bun-

desgebiet ausgeweitet werden soll. 

Insbesondere darf die Strukturför-

derung für die Kohleregionen nicht 

dazu führen, dass dies zulasten der 

Mittel für alle strukturschwachen 

Regionen in Deutschland geht. Die 

strukturschwachen Regionen brau-

chen mithin zusätzliches Geld, um 

eine wettbewerbsfähige Infrastruk-

tur möglichst flächendeckend zu 

fördern. Hierzu gehören beispiels-

weise die Stärkung von Branchen-

clustern und Netzwerken zwischen 

Forschung, Ausbildung und Wirt-

schaft sowie der Ausbau der touris-

tischen Infrastruktur einschließlich 

der Digitalisierung der Angebote. 

Daneben aber auch die Moderni-

sierung vorhandener Gewerbege-

biete und Gewerbehöfe, um diese 

für die Anforderungen wie demo-

grafischer Wandel, Fachkräfteman-

gel und fortschreitende Digitalisie-

rung fit zu machen.  

 

Entscheidungen 

dezentralisieren, 

Bürgergesellschaft aktivieren! 

 

Die Politik wird die Bürgergesell-

schaft im ländlichen Raum nur akti-

vieren können, wenn die Menschen 

die Chance haben, mitzugestalten. 

Dies geschieht am besten, indem 

Entscheidungen dezentralisiert 

werden.  

 

Gleichzeitig sollten Bund und Län-

der gezielt die Präsenz von Behör-

den in der Fläche ausbauen und 

stärken. Dies ist ein Element der 
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Strukturförderung und sorgt zu-

gleich für eine bessere Erreichbar-

keit von Behörden in der Fläche. 

Daher müssen generell lokale Initi-

ativen gestärkt und nach dem Bot-

tom-up-Prinzip gefördert werden. 

Dies gilt besonders für die notwen-

dige, aber nicht immer zielgerich-

tete Politik der Förderung des länd-

lichen Raumes durch die EU-, 

Bund-, und Länderebene. Hierzu 

sollte der Förderdschungel gelich-

tet und Entscheidungen über die 

Verwendung von Fördermitteln in 

die kommunale Hand gelegt wer-

den. Anknüpfungspunkt ist die Ge-

meinschaftsaufgabe „Agrarstruktur 

und Küstenschutz“ (GAK). Hier gilt: 

nach der Reform ist vor der Reform.  

 

Wir wollen, dass die ländliche Ent-

wicklung umfassend über die Ge-

meinschaftsaufgabe gefördert wer-

den kann. Ziel muss überdies sein, 

die Mitwirkung der Kommunen zu 

stärken. Das aktiviert lokale Initiati-

ven der Bürgergesellschaft vor Ort. 

Dies muss mit einer ernsthaften 

und deutlichen Bürokratieentlas-

tung bei der Nutzung europäischer 

Fördermöglichkeiten des ländli-

chen Entwicklungsfonds (ELER) 

einhergehen. Alle ELER-Regelun-

gen, insbesondere aber die zum 

Verwaltungs- und Kontrollverfah-

ren, müssen unter dem Blickwinkel 

des Bürokratieabbaus und der Ver-

einfachung überprüft und ggf. an-

gepasst werden. Der BREXIT und 

die damit einhergehende Senkung 

bzw. Umverteilung der europäi-

schen Strukturfördermittel dürfen 

nicht zu Lasten der ländlichen 

Räume gehen. Der DStGB fordert 

daher, dass Bund und Länder ge-

meinsam für eine Kompensation 

der zu erwartenden Lücke sorgen.  

 

Grundlagen der  

Integration verbessern 

 

Die Integration von Menschen, die 

als Flüchtlinge anerkannt wurden, 

die eine gute Bleibeperspektive ha-

ben und dauerhaft in Deutschland 

bleiben, wird Jahrzehnte dauern. 

Wir müssen unsere Anstrengungen 

darauf konzentrieren, besser, 

schneller und professioneller bei 

der Integration zu werden. Die Vo-

raussetzungen für eine Eingliede-

rung in ländlichen Räumen sind 

grundsätzlich gut: Die überschau-

baren Strukturen und die Nähe des 

Zusammenlebens fördern das Auf-

einandertreffen von Eingesesse-

nen und Zuwanderern. Wohnraum 

ist dezentral und für kleine Gruppen 

häufig vorhanden. Oft sind die Kos-

ten niedrigerer als in Großstädten.  

 

Viele Klein- und mittelständische 

Unternehmen suchen neben hoch-

qualifizierten Fachkräften auch im 

Bereich einfacherer Dienstleistun-

gen Arbeitnehmer. Solche Arbeits-

plätze sind für viele Schutzsu-

chende schneller erreichbar als 

Qualifizierungen für Arbeitsplätze 

mit speziellen Kenntnissen.  

 

Kooperationen fördern! 

 

Kommunale Zusammenarbeit bie-

tet die Chance, auch in Zeiten 

knapper Kassen eine leistungs-

starke und attraktive öffentliche Inf-

rastruktur in ländlichen Räumen 

vorzuhalten. Das Potenzial ist hier 

noch lange nicht ausgeschöpft. 

Durch die Bündelung der Kräfte 

und Ressourcen im Rahmen von 

interkommunalen Kooperationen 

bleibt die gemeindliche Handlungs-

fähigkeit erhalten und die Wettbe-

werbsfähigkeit wird vergrößert. Ge-

meinsam genutzte Einrichtungen 

(z. B. Sporthallen, Schwimmbäder, 

Betriebshöfe) können günstiger be-

trieben werden.  

 

Kostensparende Organisations-

strukturen der Kommunen sollten 

durch Bund, Länder und EU in ihren 

jeweiligen Programmen nicht be-

hindert werden. Besonders auf eu-

ropäischer Ebene muss weiter da-

ran gearbeitet werden, der Überbe-

tonung von privaten Wirtschaftsin-

teressen zu Ungunsten der Kom-

munalwirtschaft entgegen zu wir-

ken. Funktionierende Unternehmen 

im Bereich der Daseinsvorsorge 

sind essentiell für Lebensqualität 

und Perspektiven im ländlichen 

Raum.  

 

Im Bereich des Wettbewerbs- und 

Vergaberechts muss die Vergabe-

rechtsfreiheit interkommunaler Ko-

operationen gesetzlich klargestellt 

werden. Schließlich sollte der fle-

xible Personaleinsatz zwischen den 

Kommunen nicht durch umfängli-

che und teure Erlaubnisverfahren 

belastet werden. 

 

Digitalisierungschancen  

ergreifen! 

 

Breitband ist die Grundbedingung 

für die Teilhabe an der digitalen 
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Welt des 21. Jahrhunderts! Eine 

schnelle und flächendeckende 

Breitbandversorgung ist unver-

zichtbar für die Wirtschaft und das 

Leben in ländlichen Räumen. Die 

Verfügbarkeit von schnellen und 

leistungsstarken Breitbandanbin-

dungen ist ein entscheidender 

Standortfaktor. Sie ist Vorausset-

zung für den Erhalt und die Ansied-

lung von Unternehmen, aber auch 

für die Nutzung der Telemedizin, 

die Wohnortwahl junger Familien, 

die soziale Netzwerke und Inter-

netangebote nutzen wollen.  

 

Tatsächlich ist der ländliche Raum 

vielerorts immer noch von einer 

leistungsstarken Breitbandversor-

gung abgehängt. Es ist und bleibt 

vorrangige Aufgabe des Bundes, 

den in der Fläche bestehenden Be-

darf an zeitgemäßen Internetan-

wendungen zu decken. Die digitale 

Vernetzung von Bürgern, Verwal-

tungen, Wirtschaft und Dienstleis-

tern darf kein Flaschenhals für Le-

bensperspektiven der Einwohner 

ländlicher Räume werden. Statt-

dessen müssen die mannigfachen 

Chancen moderner Dienstleis-

tungserbringung und neue Ge-

schäftsideen durch Digitalisierung 

in ländlichen Räumen verwirklicht 

werden. Dafür brauchen Einwoh-

ner, Verwaltungen und Unterneh-

men auf Gigabit-Leistung ausge-

legte Leitungen, um nicht ständig 

neuen technischen Anforderungen 

„hinterher zu bauen“. Das von der 

Bundesregierung geplante Graue-

Flecken-Programm ist für den Wirt-

schaftsstandort ländliche Räume 

wichtig, da der Ausbau mit über 

30 MBit pro Sekunde gewährleistet 

wird. Jedoch darf die Grauflecken-

Förderung mit Blick auf die knap-

pen Ressourcen im Tiefbau nicht 

zu Lasten der Weiße-Flecken-För-

derung gehen. Der Ausbau der bis-

lang unversorgten Regionen muss 

Vorrang vor dem Ausbau der 

„grauen Flecken“ haben. 

 

Mittlerweile gibt es in mehreren 

Ländern Digitalisierungsprojekte, 

die sich besonders auf ländliche 

Räume beziehen wie beispiels-

weise die Digitalen Dörfer in Rhein-

land-Pfalz und in Bayern, die digita-

len Zukunftskommunen in Baden-

Württemberg und die Initiative digi-

tale Landesentwicklung für den 

städtischen und ländlichen Raum in 

Thüringen. Ziel dieser Projekte ist 

es, mit Hilfe der Digitalisierung das 

Leben in ländlichen Räumen attrak-

tiver zu gestalten, etwa bei den 

Themen bessere Mobilitätsange-

bote, Warentransport, medizini-

sche Versorgung und Bekämpfung 

von Leerstand. Zugleich können die 

Einwohner über digitale Anwendun-

gen zum Mitmachen bewegt und so 

soziale Interaktion und bürger-

schaftliches Engagement gefördert 

werden.  

 

Mobilität  

Gewährleisten – intelligent und 

flächendeckend! 

 

Die Mobilität der Menschen trotz 

begrenzter öffentlicher Ressourcen 

zu gewährleisten, ist Daueraufgabe 

der Politik – in der Stadt und auf 

dem Land. Bei der Debatte um die 

Verkehrswende darf daher nicht 

vernachlässigt werden, dass mehr 

als die Hälfte der Menschen in 

Deutschland im ländlichen Raum 

lebt, wo vielerorts der ÖPNV nur 

eine begrenzte Alternative zum 

Pkw darstellt. Dort, wo Verkehre 

gebündelt werden können, bei-

spielsweise auf nachfragestarken 

Pendlerstrecken, braucht es jetzt 

mehr Busse und Bahnen sowie ei-

nen Ausbau der Radinfrastruktur, 

um den Umstieg auf alternative 

Verkehrsmittel zu unterstützen. In 

Zeiten von Wohnungsknappheit, 

vor dem Hintergrund gleichwertiger 

Lebensverhältnisse aber auch zur 

Erreichbarkeit touristischer Desti-

nationen muss die Bahnwieder in 

die Fläche. Attraktive Zubringerver-

kehre durch Busse sowie der Aus-

bau von Park-And-Ride- und Bike-

And-Ride können die Schiene hier-

bei stärken. So werden Ballungs-

räume entlastet und ländliche 

Strukturen gestärkt.  

 

Für die Mobilität der Menschen, 

aber auch für den Wirtschaftsstand-

ort Deutschland bleibt auch der mo-

torisierte Individualverkehr weiter-

hin bedeutsam.  Hier gilt es auch 

auf dem Land, den Umstieg auf al-

ternative Antriebe zu forcieren. 

Deutschland braucht im öffentli-

chen wie im privaten Verkehr auf-

grund unterschiedlicher Raum-

strukturen und lokaler Anforderun-

gen einen Antriebsmix aus Elektro-

mobilität, Erdgas bzw. Biomethan, 

Wasserstoff aber auch Diesel 6d.  

 

Durch Digitalisierung und neue An-

gebote ergeben sich zusätzliche 

Möglichkeiten, die Mobilität in der 

Fläche zu gewährleisten. Mitfahr-

Apps, Echtzeitinformation  
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im ÖPNV, bedarfsorientierte Shut-

tles und Mobilitätsplattformen soll-

ten durch die kommunalen Aufga-

benträger zielgerichtet eingesetzt 

werden können. Wichtig ist hierbei 

die Beibehaltung der kommunalen 

Steuerungsmöglichkeit, beispiels-

weise durch Nahverkehrspläne und 

starke Verkehrsverbünde, um Fehl-

entwicklungen zu vermeiden und 

die Gewährleistung der Mobilität für 

alle Bevölkerungsgruppen und die 

Erreichung der Klimaziele im Blick 

zu haben. 

 

Vorhandene Mobilitätsangebote 

können über Sharing-Dienste für 

möglichst viele Menschen verfüg-

bar gemacht werden. Das Ver-

kehrsangebot kann insgesamt ver-

bessert werden, wenn so Verbin-

dungen von Tür zu Tür oder zu Ta-

gesrandzeiten realisiert werden. 

Besonders bei der Pendlermobilität 

muss es spürbare Verbesserungen 

geben, um die Lebensqualität länd-

licher Räume weiter zu verbessern. 

Radschnellwege sowie Bahn- und 

Busverbindungen deren Haltestel-

len verlässliche Mobilitätspunkte 

sind, tragen dazu bei.  

 

 

Berlin, 25. Februar 2020 


